
Regierung widersprechende Ausweitung des Volkseigen­
tums auf Kosten privater Ansprüche bedeuten.

Demnach ist im Ergebnis festzuhalten, daß, soweit ein 
volkseigener Gläubiger ein Pfändungspfandrecht erwirbt, 
für den Rang dieses Pfandrechts keine besonderen Vor­
rechte gelten, sondern sich dieser nach den allgemeinen 
Bestimmungen richtet.

Aus der anschließenden Aussprache verdienen zwei 
Bemerkungen R a n k e s ,  die allgemeinen Charakter 
tragen, Hervorhebung. Er kennzeichnete die Entwick­
lung des Konkursrechts als ein deutliches Beispiel da­
für, wie die juristischen Gesetze aus den ökonomischen 
Verhältnissen, aus den Bedürfnissen* der ökonomischen 
Basis herauswachsen und wie die einzelnen Rechtsnor­
men zur gestaltenden Kraft für die neu sich bildenden 
ökonomischen Verhältnisse werden.

Ranke unterstrich den vom Referenten gegebenen 
Hinweis, daß man sich hüten müsse, verfahrensrecht­
liche Vorschriften als sogenanntes „formelles“ Recht 
zu unterschätzen. Gerade mit den verfahrensrechtlichen 
Bestimmungen werde die ständige weitere Festigung 
unserer demokratischen Gesetzlichkeit und der Rechts­
sicherheit bewirkt. Die Gegenüberstellung von for­
mellem und materiellem Recht, die wir aus der bürger­
lichen Rechtslehre übernommen haben, ist unrichtig. 
Ein Recht, das dazu dient, als Teil des Überbaus die 
Gesetzlichkeit zu festigen, ist ein überaus inhaltsreiches 
Recht. Deswegen sollten wir — wie die Wissenschaft 
mehr und mehr erkennt und vertritt — nicht von for­
mellem und materiellem Recht sprechen, sondern soll­
ten das formelle Recht als das bezeichnen, was es ist, 
als Verfahrensrecht.

Die ersten Erfahrungen bei der Bildung von Rechtsanwaltskollegien
Von Dr. HUGO KÖDEL, Leiter des Kollegiums der Rechtsanwälte im Bezirk Halle

Durch die VO über die Bildung von Kollegien der 
Rechtsanwälte vom 15. Mai 1953 (GBl. S. 725) und das 
dazu gehörige Musterstatut wurden die in den Kreisen 
der Anwaltschaft bestehenden Unklarheiten und unrich­
tigen Vorstellungen über diese Frage zum großen Teil be­
seitigt. Die im Zusammenhang mit der Durchführung des 
neuen Kurses in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik vertretene Ansicht, es sei besser, keine Anwalts­
kollegien zu bilden, sondern in der bisherigen Weise 
weiterzuarbeiten, beruhte auf irrigen Vorstellungen 
über die Bedeutung eines Rechtsanwaltskollegiums; sie 
übersah, daß mit Hilfe dieser genossenschaftlichen Ein­
richtung die soziale und wirtschaftliche Lage der 
Rechtsanwaltschaft verbessert sowie die Voraussetzun­
gen dafür geschaffen werden sollten, daß die Rechts­
anwälte ihre Pflichten als Organe der Rechtspflege 
gewissenhaft erfüllen, ihre bisherige Isolierung über­
winden und das für ihre Tätigkeit unerläßliche Ver­
trauen der Rechtsuchenden erwerben.

Das in Anwaltskreisen hin und wieder geäußerte 
Bedenken, durch die Aufnahme in das Anwaltskolle­
gium werde die eigene Initiative und Verantwortlich­
keit des Anwalts unterdrückt, hat sich als gänzlich 
unbegründet erwiesen; dies ergibt sich schon daraus, 
daß in den §§ 21 bis 24 des Statuts ausdrücklich die 
Pflicht des Rechtsanwalts festgelegt wird, den Recht­
suchenden persönlich zu vertreten. Der Gesetzgeber hat 
besonderen Wert darauf gelegt, die Persönlichkeit des 
Anwalts in den Vordergrund zu rücken, soweit es sich 
um die Vertretung der Interessen der Bevölkerung han­
delt. Dies kommt auch in einer Äußerung des Obersten 
Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik zum 
Ausdruck, nach der es z,. B. bei Pflichtverteddigungen 
nicht statthaft ist, daß die Leitung der Zentralen Ver­
waltungsstelle oder der Zweigstelle einen anderen An­
walt zur Verhandlung entsendet, wenn durch Gerichts­
beschluß ein bestimmter Anwalt bestellt worden war. 
Durch ein solches Verhalten der Kollegien könnte bei 
den Klienten der Eindruck entstehen, nicht der von 
ihnen gewählte oder der vom Gericht bestellte Anwalt, 
sondern das Kollegium als solches vertrete ihre Inter­
essen.

Im folgenden soll über einige Erfahrungen des Kol­
legiums der Rechtsanwälte des Bezirks Halle berichtet 
werden.

I
Nach dem Bekanntwerden der VO über die Bildung 

von Kollegien der Rechtsanwälte vom 15. Mai 1953 
wurde auf Initiative der Justizverwaltungsstelle und 
der Vereinigung Demokratischer Juristen die gesamte 
Anwaltschaft des Bezirks zu einer Aussprache über 
die neuen Bestimmungen eingeladen. Etwa die Hälfte 
der im Bezirk zugelassenen Anwälte folgte dieser 
Einladung, und 16 Kollegen erklärten sich noch am 
gleichen Tage oder einige Tage danach bereit, an der 
Gründung eines Anwaltskollegiums mitzuarbeiten. Am 
27. Mai 1953 erfolgte die Gründung des Kollegiums auf 
der Grundlage der Verordnung und des Musterstatuts

sowie die Annahme einer vorläufigen Geschäftsordnung. 
Wir gingen davon aus, daß es zunächst darauf an­
kommt, eine arbeitsfähige Organisation zu schaffen, 
anstatt in langwierigen Auseinandersetzungen über das 
Für und Wider dieses oder jenes Einzelproblems zu 
diskutieren, obwohl wir uns völlig darüber klar 
waren, daß noch eine Reihe wichtiger wirtschaftlicher 
Fragen einer endgültigen Regelung zugeführt werden 
muß.

Auf der Gründungsversammlung wurde ferner ein 
Vorstand mit vier und eine Revisionskommission mit 
drei Mitgliedern gewählt. Die 16 Gründungsmitglieder 
waren in der Lage, zunächst Zweigstellen in Halle 
(9 Mitglieder), Merseburg (2 Mitglieder), Eisleben (1 Mit­
glied), Weißenfels (1 Mitglied), Bitterfeld (1 Mitglied), 
Sangerhausen (1 Mitglied) und Hettstedt (1 Mitglied) 
zu bilden. Daneben wurde eine Zentrale Verwaltungs­
stelle für den Bezirk eingerichtet, bei der ein Sekretär, 
ein Oberbuchhalter und eine Schreibkraft als Ange­
stellte des Kollegiums beschäftigt sind. Angesichts der 
umfangreichen Aufgaben, die dem Vorsitzenden des 
Kollegiums obliegen, sollte dieser von der eigentlichen 
Rechtsanwaltstätigkeit freigestellt und als Angestellter 
des Kollegiums tätig sein. Diese Ansicht wurde auf der 
kürzlich in Babelsberg durchgeführten Besprechung der 
Vorsitzenden aller Rechtsanwaltskollegien vertreten.

Die Entwicklung des Kollegiums wird dadurch gekenn­
zeichnet, daß sich sein Mitgliederstand von 16 an der 
Gründung beteiligten Kollegen inzwischen auf 40 er­
höht hat und daß weitere 45 Aufnahme-Anträge vor­
liegen. 14 der jetzt dem Kollegium angehörenden Rechts­
anwälte waren schon vorher als Rechtsanwälte tätig.

In fast allen Kreisen des Bezirks, mit Ausnahme von 
Quedlinburg, Aschersleben, Nebra und Gräfenhainichen, 
konnten Zweigstellen eingerichtet werden.

Unter den neu zugelassenen Anwälten befindet sich 
eine große Zahl jüngerer Kollegen. Wie dringend not­
wendig es war, auch in die Anwaltschaft jüngere Kol­
legen aufzunehmen, ergibt sich aus der Tatsache, daß 
zum Zeitpunkt der Gründung des Kollegiums im Be­
zirk Halle etwa 46 %> der zugelassenen Rechtsanwälte 
über 65 Jahre alt waren. Weniger als 40 Jahre alt 
waren überhaupt nur 3 Rechtsanwälte.

Bei der Gründung des Kollegiums war es erstmalig 
möglich, 26 junge Kollegen als Rechtsanwälte zuzu­
lassen, ohne daß sie einen Kredit zum Ausbau ihrer 
Praxis nehmen mußten. Auch das Kollegium als Ganzes 
brauchte bisher noch keinen Kredit in Anspruch zu 
nehmen. Hier zeigt sich, wie es möglich ist, durch koor­
dinierte, vom Genossenschaftsgedanken getragene Ar­
beit junge und alte Anwälte in einem Kollegium zu ver­
einen.

Die Mitglieder des Kollegiums sind frei von wirt­
schaftlichen Sorgen. Seit dem 1. Juli 1953 liegt die 
Wirtschaftsführung und die Regelung von Personal­
angelegenheiten in den Händen der Zentralen Ver-
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